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Im Namen des Volkes
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Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: ... ..... ............. ..... .......

g e g e n
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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 11a Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 20. Juni 1985

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen daS Urteil des Landes-

sozialgerichts Berlin vom 20. Januar 198“ wird zurückge—

wiesen.

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen

Kosten auch des Revisibnsverfahrens zu erstatten.
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Streitig ist der Rentenbeginn aus Beiträgen, die für Beschäfti-

gungszeiten im Sinne des S 16 des Fremdrentengesetzes (FRG) nach

5 10 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung nationalso—

zialistischen Unrechts in der Sozialversicherung (WGSVG) nach-

entrichtet worden sind.

Die zum Personenkreis der rassisch Verfolgten gehörende, in

Israel lebende Klägerin beantragte im November 1975 die Zulassung

der Nachentrichtung von Beiträgen und die Gewährung von Alters—

ruhegeld. Die Beklagte bezeichnete in einem Schreiben vom

1H. September 1977 die Zeiträume, für die eine Beitragsnachent-

richtung in Betracht komme, und zwar ohne Anführung der von ihr

anerkannten Beschäftigungszeiten nach % 16 FRG.

Die Beklagte bewilligte nach einer Nachentrichtung von 71 Bei-

trägen flexibles Altersruhegeld für die Zeit ab Dezember 1975,

das unter Anerkennung einer weiteren Ersatzzeit mit Bescheid vom

1M. März 1979 neu festgestellt wurde, wobei die der Klägerin zu

zahlende Auslandsrente 73,93 % der Inlandsrente betrug. Aufgrund

des Urteils des Bundessozialgerichts (BSG) vom 14. Mai 1981

- 12 RK 73/79 — beantragte die Klägerin im November 1981 die Zu-

lassung der Nachentrichtung für die Beschäftigungszeiten (57 Ka—

lendermonate). Die Beklagte ließ die Nachentrichtung zu und

stellte das flexible Altersruhegeld für die Zeit ab 1. Dezember
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1981 unter Berücksichtigung der im März 1982 nachentrichteten

Beiträge neu fest (Bescheid vom 12. Mai 1982; Widerspruchsbe-

scheid vom 10. November 1982).

Die hiergegen auf Zahlung der erhöhten Rente schon ab Dezember

1975 erhobene Klage hatte nur hinsichtlich der Zeit ab 1. Januar

1977 Erfolg (Urteil des Sozialgerichts -SG- vom 13. Mai 1983).

Die Berufung der Beklagten blieb erfolglos (Urteil des Landes-

sozialgerichts -LSG— vom 20. Januar 198”). Das LSG hat die Ver—

urteilung der Beklagten aufgrund des sozialrechtlichen Herstel-

lungsanspruchs als gerechtfertigt angesehen. Die von der Be—

klagten mit Schreiben vom 1U. September 1977 erteilte Auskunft

sei objektiv unrichtig gewesen. Durch diese falsche Auskunft sei

der Klägerin ein Schaden entstanden. Sie habe dadurch versäumt,

bei der Konkretisierung des Nachentrichtungsantrags auch Beiträge

für Beschäftigungszeiten nach 5 16 FRG anzubieten. Der Herstel—

lungsanspruch gehe somit auf die Zulassung der Nachentrichtung

von Beiträgen für die Beschäftigungszeiten, wobei die Klägerin

grundsätzlich so zu stellen sei, als ob sie auch insoweit den

Nachentrichtungsantrag im November 1975 gestellt hätte. Das er-

höhte Altersruhegeld stehe daher schon für die Zeit vor dem

1. Dezember 1981 zu. In entsprechender Anwendung des 5 NH Abs H

des Zehnten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB X) auf den Her—

stellungsanspruch habe das SG den Rentenbeginn zu Recht auf den

1. Januar 1977 festgestellt.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision hat die Beklagte zunächst

Verletzung der von der Rechtsprechung zum Herstellungsanspruch
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entwickelten Grundsätze gerügt und insoweit ausgeführt, daß die

unterlassene Beratung der Klägerin über die Nachentrichtungs—

möglichkeit für Beschäftigungszeiten unter Berücksichtigung des

damaligen Meinungsstand€$ nicht pflichtwidrig gewesen sei und

deshalb keinen Herstellungsanspruch auslösen könne. Im Hinblick

auf die Urteile des BSG vom 28. August 198ü — 11 RA 50183 - und

vom 15. Mai 198N - 12 RK 26/83 — hat sie innerhalb der Revi—

sionsbegründungsfrist die Verletzung der ihr obliegenden Bera-

tungspflicht eingeräumt und nunmehr geltend gemacht, da die Klä—

gerin den ihr im unvollständigen Informationsschreiben einge-

räumten Belegungszeitraum von 369 Kalendermonaten nur teilweise

genutzt habe, könne nicht unterstellt werden, daß sie bei rich—

tiger Belehrung die anerkannten Beschäftigungszeiten mit Bei-

trägen belegt hätte. Insoweit hat sie eine Verletzung der Auf-

klärung5pflicht nach 5 103 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ge-

rügt.

Die Beklagte beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die

Klage abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche Ver;

handlüng zugestimmt.
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II

Die Revision der Beklagten ist zurückzuweisen.

Die Rechtmäßigkeit des angefochtenen Neufeststellungsbescheides

‘
vom 12. Mai 1982 beurteilt sich nicht nach Vorschriften des

SGB X (5% MM, H8), sondern nach Art 4 $ 2 des Gesetzes zur Ände—

rung und Ergänzung der Vorschriften über die Wiedergutmachung

nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversicherung vom

22. Dezember 1970 (WGSVÄndG). Nach dessen Abs 1 ist auf Antrag

eine Rente neu festzustellen, wenn durch das WGSVG - hier auf-

grund einer Nachentrichtung nach 5 10 WGSVG - ein An3pruch auf

eine höhere Rente begründet wird; nach Abs 2 ist die höhere Rente

ua in den Fällen des 8 10 WGSVG frühestens vom Ersten des Monats

zu zahlen, der auf die Beitragsnachenrichtung folgt (aber nicht

vor Inkrafttreten des WGSVG). Insoweit ist jedoch einer Bei—

tragsentrichtung schon nach Treu und Glauben dann eine Rück—

wirkung beizumessen, wenn den Versicherten an der späten Ent—

richtung kein oder kein erhebliches Verschulden trifft, vor allem

wenn der Versicherungsträger zu Unrecht das Recht zur Entrichtung

bestritten und den Versicherten so von einer früheren Beitrags-

entrichtung abgehalten hat, wie der erkennende Senat unter Hin-

weis auf frühere Rechtsprechung im Urteil vom 28. August 1984

- 11 RA
50/83

- (SozR 5075 Art " S 2 Nr 2) entschieden hat, so

daß sich eine Anwendung des Herstellungsanspruchs erübrigt.

Hieran hält der.Senat auch trotz
der von Hötzel (DAngVers 1985,

204, 207) dagegen erhobenen Einwände fest. Anhaltspunkte für ein

Verschulden der Klägerin sind nicht ersichtlich. Daß die Beratung
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über die Nachentrichtungsmöglichkeit im Schreiben vom 1H.
Sep—

tember 1977 objektiv unrichtig war, wird von der Beklagten nicht

mehr in Abrede gestellt (vgl hierzu die Urteile des 12. Senatsv

vom 15. Mai 198ü —12 RK 26/83— und -12 RK 9/83-). Darauf, ob von

der Beklagten damals, vor Erlaß der einschlägigen Urteile des %1

Bundessozialgerichts, schon eine zutreffende Beratung zu erwarten

war, könnte es nur ankommen, wenn eine unrichtige Beratung -

unterblieben wäre und der Beklagten nur die Unterlassung einerz■

richtigen Beratung anzulasten wäre.

Inwieweit die Anwendung der Grundsätze von Treu und Glauben in**

derartigen Fällen eine Kausalität zwischen der unterbliebenen

Beitragsentrichtung und der unrichtigen Beratung voraussetzt,

bedarf hier keiner Entscheidung. Denn die Klägerin hätte nach den

Feststellungen des LSG bei richtiger Beratung die später tat-

sächlich aufgrund der Bereiterklärung vom 9. November 1981 für ;

die Beschäftigungszeiten nachentrichteten Beiträge schon im Rah-

men der ersten Nachentrichtung bewirkt. Das LSG hat entgegen der

Auffassung der Beklagten zum Herstellungsanspruch einen ursäch—

:;lichen Zusammenhang zwischen der fehlerhaften Beratung und dem„

Schaden bejaht. Dabei hat es auf das hypothetische Verhalten ei-

nes "verständigen Versicherten" abgestellt; es komme deshalb

darauf an, ob bei einer richtigen Bearbeitung durch‘die.ßeklagte

jeder verständige Versicherte in sachgemäßer Wahrung seiner In-

teressen bei der Konkretisierung den Nachentrichtungsantrag auch

auf die Nachentrichtung von Beiträgen für Beschäftigungszeiten

gemäß 5 16 FRG ausgedehnt hätte; das müsse hier bejaht werden; da

die Klägerin in Israel lebe, könne ihre Rente aus den angerech-f
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neten Beschäftigungszeiten gemäß 5 16 FRG nicht gezahlt werden.

Das ist.als Feststellung einer hypothetischen Tatsache zu ver-

stehen, wobei das LSG im Rahmen der Beweiswürdigung davon aus-

ging, daß die Klägerin wie ein verständiger Versicherter reagiert

haben würde.

Die Beklagte rügt zu Unrecht, die Argumentation des LSG zum Ur-

sachenzusammenhang beschränke sich auf den Satz, daß jeder Ver—

sicherte, der Beitragslücken nicht oder nicht vollständig belege,

in Auslandsfällen Beiträge für FRG—Beschäftigungszeiten nachent—

richtet hätte; die vom LSG angenommenen Überlegungen eines ver—

ständigen Versicherten zur Auswirkung der Beitragsnachentrichtung

für Beschäftigungszeiten auf die Höhe der Auslandsrente seien nur

teilweise zutreffend. Die Beklagte verkennt dabei, daß das LSG

nur Speziell für den Fall der Klägerin festgestellt hat, daß eine

Nachentrichtung für Be5chäftigungszeiten günstiger war als eine

Nachentrichtung für andere offene Zeiträume, und daß in einem

solchen Falle jeder verständige Versicherte die Nachentrichtung

auf Beschäftigungszeiten ausgedehnt hätte (vgl dazu Hötzel, aaO

S 206; nach seinen Darlegungen ist die Nachentrichtung für die

Beschäftigungszeiten "meistens günstiger" gewesen). Die Einwen-

dungen der Beklagten richten sich im Kern gegen die Beweiswürdi-

gung des LSG, das der Späteren tatsächlichen Beitragsentrichtung

für die Beschäftigungszeiten einen höheren Beweiswert für eine

hypothetische frühere Entrichtung bei richtiger Beratung beige-

messen hat als der dagegen sprechenden Tatsache, daß die Klägerin

die ihr hinsichtlich der übrigen Zeiten eingeräumte Nachent—

richtungsmöglichkeit nur teilweise genutzt hatte. Soweit die Be-
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klagte
rügt, das LSG habe den Ursachenzusammenhang unter

Ver-‘

letzung des S 103 SGG festgestellt, fehlt schon die Darlegung,

welche Aufklärungsmaßnahme sich dem LSG hätte aufdrängen müssen.

Im übrigen hatte die Klägerin schon in ihrer Widerspruchsbefn

gründung behauptet, wenn sie im September 1977 zutreffend in-

formiert werden wäre, so hätte sie bereits damals nachentrichtet

zusätzlich, wie dies später erfolgt sei (Bl 370 der Rentenakte).

Die Beklagte ist dem niemals entgegengetreten. Unter diesen ;.-

Umständen war das LSG weder zu einer näheren Begründung der ge-

troffenen Feststellung noch zu weiteren Ermittlungsmaßnahmen„g

verpflichtet.

‚Hiernach braucht nicht mehr erörtert zu werden, ob die Beklagte

einen Ursachenzusammenhang zwischen der unvollständigen Auskunft

‚und dem früheren Unterlassen der Nachentrichtung nicht schon bei

der auf der Grundlage eines sozialrechtlichen Herstellungsan-

spruches beruhenden nachträglichen Zulassung der Nachentrichtung

für die Beschäftigungszeiten prüfen mußte oder sogar geprüft hat

(Hötzel aaO S 206, linke Spalte); in diesem Falle würde die nun—

mehrige Berufung auf den fehlenden Zusammenhang erst recht einen

Verstoß gegen Treu und Glauben bedeuten.
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Die Revision der Beklagten war daher mit der Kostenfolge aus

5 193 SGG zurückzuweisen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

